
zurückzuführen war, nachträglich noch Baumaterial zur 
Fertigstellung des Bauwerkes angefordert, und dieses 
Material mußte dann auch ausgegeben werden, um ein­
mal begonnene Bauwerke fertigstellen zu lassen, weil 
anderenfalls erhebliche Schäden eingetreten wären. So 
wurde nach den Einlassungen des Angeklagten T. im 
Jahr 1957 in 25 Fällen nachträglich noch Material be­
willigt, während im gleichen Zeitraum nach den Fest­
stellungen der Sachverständigen 27 Bauvorhaben mit 
einer Gesamtbaukostensumme über 20,0 TDM unter Ab­
zug von Eigenleistungen und vorhandenem Material als 
Bauvorhaben unter der Kontrollziffer „unter 20,0 TDM“ 
genehmigt wurden.

Die Angeklagten haben damit die bestehenden An­
weisungen umgangen, den politischen Inhalt des Auf­
rufs der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik, 100 000 Wohnungen zusätzlich zu schaffen, 
nicht erkannt und die konkreten Voraussetzungen im 

■Kreisgebiet mißachtet. Der Angeklagte T. war ver­
pflichtet, in regelmäßigen Zeitabständen an den Rat- des 
Bezirks über die genehmigten lizenzpflichtigen Bauvor­
haben und deren Erfüllung sowie über die nichtlizenz­
pflichtigen genehmigten Bauten und deren Erfüllungs­
stand zu berichten. Die Berichterstattung über die aus­
gegebenen Lizenzen ist nicht zu beanstanden. Anders 
verhält es sich mit der Berichterstattung über die er­
teilten Baugenehmigungen ohne Kontrollziffer. In 
diesen Berichtsbogen sind in den vom Angeklagten an­
geführten Baugenehmigungen auch solche Bauvorhaben 
enthalten, die lizenzpflichtig waren, die aber ohne Er­
teilung einer Lizenz genehmigt wurden, so daß die Be­
richterstattung keinen klaren Überblick über das Bau­
geschehen im Kreisgebiet gab und damit das gesamte 
Baugeschehen in der Aufgliederung verschleierte. Die 
Endzahlen der erteilten Baugenehmigungen nach dem 
Gesamtwert der genehmigten Baukostensummen 
stimmten mit den Kontrollziffern des Planes überein, da 
unzulässigerweise die Eigenleistungen und das vorhan­
dene Material von der Gesamtbaukostensumme abgezo­
gen und eine falsche Baukostensumme eingesetzt wurde. 
Von dieser Art der Durchführung der Berichterstattung 
hatte der Angeklagte R. Kenntnis, da die Berichte mit 
ihm besprochen waren und er als Abteilungsleiter diese 
Art der Berichterstattung genehmigt hatte und sich bei 
Tagungen in der Abteilung Aufbau des Rates des Be­
zirkes auf die vom Angeklagten T. gegebenen Berichte 
stützte. Insoweit liegt ein gemeinschaftliches Handeln 
der Angeklagten R. und T. vor.

Diese festgestellte Mißwirtschaft wird auch noch be­
sonders dadurch charakterisiert, daß in der Abteilung 
Aufbau von Bauunternehmern Trinkgelder entgegen­
genommen wurden und dafür eine besondere Kasse an­
gelegt war, die zu Abteilungsvergnügungen ausgeschöpft 
wurde. Der Angeklagte W. hat von Projektierungs­
unterlagen nicht zugelassener Projektanten in der 
Dienststelle während der Dienstzeit Lichtpausen an­
fertigen lassen. Diese für Funktionäre eines sozialisti­
schen Staates unwürdigen Verhaltensweisen zeigen, daß 
alle Angeklagten nicht als Staatsfunktionäre eines 
Arbeiter-und-Bauern-Staates, sondern wie Angestellte 
eines bürgerlichen Staates handelten, wo Korruption 
und Mißwirtschaft zur Arbeitsweise des Staatsapparates 
gehören.

Die Angeklagten T. und R. haben nach erfolgter Ab­
sprache und damit gemeinschaftlich handelnd lizenz­

pflichtige Bauvorhaben nach unzulässigem Abzug von 
Eigenleistungen und vorhandenem Material unter die 

Kontrollziffer „Bauvorhaben unter 20,0 TDM“ ge­
nommen5 und damit als Angestellte der Abteilung Auf­
bau, einer Dienststelle der Wirtschaftsverwaltung, An­

ordnungen übergeordneter Organe falsch ausgeführt be­
ziehungsweise nicht eingehalten. Dadurch haben die An­

geklagten das Baugeschehen in ihrem Kreisgebiet zu-

5 vgl. Fußnote 1 und 2 sowie § 74 Abs. 1 der AO vom 
20. Januar 1956 zur Vorbereitung und Durchführung des In- 
vestltlonsplanes und des Generalreparaturplanes sowie der 
Lizenzen, in dem es heißt: „Investitionsvorhaben der ge­
nossenschaftlichen und privaten Wirtschaft, privater Einzel­
personen sowie Investitionsvorhaben der demokratischen 
Parteien und Massenorganisationen unterliegen der Lizenz- 
kontrollpflicht. Die Lizenzkontrollpflicht erstreckt sich nur auf 
Vorhaben, deren Gesamtwertumfang 20 TDM übersteigt. Aus­
rüstungen, die nicht mit Bauvorhaben in Verbindung stehen, 
sind nicht iizenZkontrollpflichtig.“ — D. Red.

gunsten privater Bauherren beeinflußt und nicht die 
vorhandenen Baukapazitäten und örtlichen Reserven im 
Sinne des sozialistischen Aufbaus ausgenutzt, obwohl sie 
dazu als Staatsfunktionäre verpflichtet gewesen wären. 
Das führte zu einer — wenn auch prozentual nicht er­
heblichen — Nichterfüllung der Planbauten und Über­
ziehung der Planziffer „Bauvorhaben unter 20,0 TDM“, 
wobei diese Tatsache durch das Zusammenlegen dieser 
Planziffer mit der Planziffer „Reparaturen an Altbau­
wohnungen“ noch verschleiert wurde. Diese Tatsache ist 
unter den gegebenen Bedingungen und Voraussetzungen 
als eine erhebliche Störung des Wirtschaftsablaufs anzu­
sehen. Die Angeklagten haben nach den getroffenen 
Feststellungen auch fortgesetzt vorsätzlich gehandelt 
und damit den Tatbestand des § 7 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO 
erfüllt.

Durch eine weitere selbständige Handlung haben 
diese beiden Angeklagten ihre dem Rat des Bezirks 
gegenüber bestehende Auskunftspflicht verletzt, indem 
sie über die Bauvorhaben und ihre Durchführung in der 
Gruppe „Baugenehmigungen ohne Kontrollziffern“ 
unrichtige und irreführende Auskünfte erteilten, weil 
sie lizenzpflichtige Bauvorhaben in diesen Gruppen auf­
genommen hatten. Auch insoweit haben die Angeklag­
ten vorsätzlich gehandelt und sich nach § 6 Abs. 1 
Ziff. 1 WStVO schuldig gemacht.

Der Angeklagte W. hat Baugenehmigungen erteilt, 
wenn erklärt wurde, daß Material vorhanden ist, ohne 
zu überprüfen, inwieweit das Material, die Arbeits­
kräfte und die Finanzierung tatsächlich gesichert sind6. 
Damit hat auch dieser Angeklagte als Angestellter der 
Abteilung Aufbau des Rates des Kreises für ihn ver­
bindliche Anordnungen der Wirtschaftsverwaltung 
falsch ausgeführt beziehungsweise ihre Ausführung ver­
eitelt. Durch die Erteilung dieser Baugenehmigungen 
und auch die Vermittlung von nicht zugelassenen Pro­
jektanten hat er das Baugeschehen zugunsten privater 
Bauherren gefördert und nicht dafür gesorgt, daß in 
erster Linie der sozialistische Sektor auf dem Gebiet des 
Bauwesens unterstützt wird, wodurch eine erhebliche 
Störung des Wirtschaftsablaufs eingetreten ist. Da der 
Angeklagte auch vorsätzlich handelte, hat er den Tatbe­
stand des § 7 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO erfüllt.

Soweit von der Verteidigung darauf hingewiesen 
wird, daß hinsichtlich der Unterbringung der Bauten, 
die lizenzpflichtig gewesen wären, unter die Kontroll­
ziffer „Vorhaben unter 20,0 TDM“ keine Strafbarkeit im 
Sinne des § 7 WStVO begründet werden könne, sondern 
nur Ordnungswidrigkeiten anzunehmen seien, kann 
diesen Ausführungen nicht gefolgt werden. Die dazu 
gegebene Begründung, daß die Anweisungen des Rates 
des Bezirks unklar gewesen seien, geht fehl. Aus den 
vorhandenen Unterlagen, die als Beweismaterial Ver­
wendung fanden, ist eindeutig ersichtlich, daß die An­
weisungen des Rates des Bezirkes klar verständlich 
waren und gar keine Unklarheiten hätten hervorrufen 
können. In dem Schreiben vom 29. Dezember 1955 heißt 
es unter Ziffer 3: „Die Kontrollziffer ist gleich Gesamt­
baukostensumme“. Auch in der Anordnung zur Vor­
bereitung und Durchführung des Investitionsplanes und 
des Generalreparaturplanes sowie der Lizenzen vom 
20. Januar 1956 sowie der Anweisung des Ministers für 
Aufbau vom 22. Januar 1957 ist klar ersichtlich, unter 
welchen Voraussetzungen Bauvorhaben lizenzpflichtig 
sind. Auch die Sachverständigen haben zu dieser Frage 
Stellung genommen und überzeugend dargelegt, daß von 
der Abteilung Aufbau des Rates des Bezirks immer klar 
darauf orientiert wurde, daß die Gesamtbaukosten­
summe maßgebend dafür ist, ob eine Lizenz erforderlich 
ist oder das Bauvorhaben unter die Gruppe „unter 
20,0 TDM“ fällt. Insoweit können sich die Angeklagten 
also nicht entlasten. Für die Frage der Anwendung der 
Wirtschaftsstrafverordnung ist der Grad der Gesell­
schaftsgefährlichkeit und der Umfang der Handlungen 
des Angeklagten maßgebend, da in den Ordnungsstraf­
bestimmungen der konkreten Verordnungen die 
Subsidiaritätsklausel enthalten ist.

6 Nach Ziff. 2 Satz 2 der Anweisung des Ministeriums für 
Aufbau vom 22. Janiuar 1957 dürfen Baugenehmigungen für 
nichtlizenzpflichtige Vorhaben von den Abteilungen Aufbau 
(Staatliche Bauaufsicht) nur erteilt werden, wenn Material, 
Arbeitskräfte und Finanzierung n a c h w e i s b a r  gesichert 
sind. — D. Red.
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